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Zusammenfassung

Mit diesen Empfehlungen wendet sich der Deutsche Verein an Fach- und Lei-
tungskrafte sowie Entscheidungstrager/innen, die in Jugendamtern, Jobcen-
tern, Agenturen fur Arbeit, Sozial- und Ordnungsamtern sowie bei freien Tra-
gern mit der Unterstitzung und Férderung von jungen Menschen befasst sind.
Aufgezeigt werden Handlungsansatze, wie junge Erwachsene, die in besonde-
ren Problemlagen aus gesellschaftlichen Institutionen und Unterstitzungssyste-
men herauszufallen drohen, wieder in diese integriert werden kdnnen, um eine
gelingende Verselbststandigung sowie soziale und berufliche Integration zu er-
maoglichen.

Die jungen Erwachsenen, die in diesen Empfehlungen in den Blick genommen
werden, haben einen intensiven und umféanglichen Unterstltzungs- und Foérder-
bedarf, verhalten sich zu den Hilfeinstitutionen und -angeboten aber meist dis-
tanziert. Ihrem Unterstitzungsbedarf kann deshalb nur durch individuell zuge-
schnittene Losungen und — in Abhangigkeit von der Besonderheit des Einzelfalls
— durch ein Zusammenwirken von Leistungstragern und -erbringern aus unter-
schiedlichen Leistungsbereichen angemessen entsprochen werden.

Rechtskreistibergreifende Kooperation erfordert eine gemeinsame Arbeits-
grundlage. Hierzu werden in den Empfehlungen die tbergreifenden Kriterien
und Merkmale, die die Lebenssituation von jungen Erwachsenen in besonderen
Problemlagen kennzeichnen, sowie die Rechtsgrundlagen der Leistungen erlau-
tert, die zu ihrer Unterstitzung und Foérderung in Betracht kommen kénnen.

Hiervon ausgehend werden Eckpunkte fir die Entwicklung 6rtlicher Fachkon-
zepte zur Unterstltzung und Férderung der jungen Erwachsenen erlautert. lhre
leitende Idee ist die des verbindlich vereinbarten und fur die jungen Menschen
zuganglichen Netzwerkes der in diesem Aufgabenfeld verantwortlichen Leis-
tungstrager und Leistungserbringer. Als Kernelemente empfiehlt der Deutsche
Verein ein individualisiertes Vorgehen zur Erhebung des Hilfebedarfs, die ver-
bindliche Gestaltung der rechtskreistbergreifenden Zusammenarbeit sowie die
Entwicklung von Instrumenten, die darauf hinwirken, dass die jungen Erwach-
senen tatsachlich erreicht und kontinuierlich begleitet werden. Die Jugendbe-
rufsagenturen sollten Teil dieser Netzwerke sein und mit ihnen zusammenwir-
ken, um auch diesen jungen Erwachsenen Zugdnge zu einer beruflichen Ausbil-
dung zu er6ffnen.

Der Deutsche Verein empfiehlt den Landern, die Kommunen, die solche Unter-
stUtzungsnetzwerke aufbauen wollen, durch geeignete BegleitmaBnahmen zu
unterstitzen.
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1. Zielsetzung

Junge Menschen, die beim Ubergang in das Erwachsenenalter in prekére Le-
benssituationen geraten, ohne dass ein Ausweg fir sie greifbar wird, brauchen
personliche Unterstltzung fir eine gelingende Verselbststdandigung sowie sozi-
ale und berufliche Integration. Besonders problematisch ist es, wenn Unterstit-
zungsbedarfe nicht geduBert oder nicht wahrgenommen werden. Dies ge-
schieht, wenn Ubergdnge zwischen Hilfen nicht gelingen, wenn Zusténdigkei-
ten zwischen Leistungstragern ungeklart oder passgenaue Hilfen nicht verfug-
bar sind, oder wenn sich junge Menschen zuriickziehen und Unterstlitzungsan-
gebote nicht oder nicht mehr von sich aus suchen oder annehmen.

Die Anforderungen, die richtige Hilfe bereitzustellen, sind mit Erreichen der
Volljahrigkeit besonders hoch. Mit diesem Alter endet die Erziehungsverantwor-
tung der Eltern und die Kinder- und Jugendbhilfe grenzt bisherige Erziehungshil-
feleistungen auf Hilfen fur junge Volljahrige ein, die an engere Bedingungen
geknlpft werden. In jedem Einzelfall muss deshalb entschieden werden, ob die
Kinder- und Jugendhilfe bzw. welcher Sozialleistungstrager Leistungen bereit-
stellen muss, um den jungen Menschen in ein selbststandiges Leben zu beglei-
ten, und welche Leistung oder welche Verbindung von Leistungen aus den So-
zialgesetzbilchern hierzu am besten geeignet ist.

Mit diesen Empfehlungen richtet sich der Deutsche Verein an die verantwortli-
chen Akteure vor Ort. Der Deutsche Verein will Handlungsansatze aufzeigen,
wie notwendige Hilfen fir junge Erwachsene in prekdren Lebenslagen wirksa-
mer als bisher erschlossen werden kénnen. Die Rechtsgrundlagen werden erlau-
tert, um allen Beteiligten die Grundlagen zu vermitteln, die in angrenzenden
Rechtsbereichen gelten.

Es bedarf einer gemeinsamen Haltung der verantwortlichen Akteure, Uber Res-
sort- und Rechtskreisgrenzen hinweg zugunsten eines Personenkreises zusam-
menzuwirken, der der individuellen Unterstitzung und Forderung bedarf. Es
geht insbesondere um eine gemeinsame Verantwortung, damit bestehende
Regelungen offensiv mit Blick auf die individuelle Lebenssituation des einzelnen
jungen Menschen angewendet werden. Wenn es nicht gelingt, in der Lebens-
phase des Ubergangs in das Erwachsenenalter Weichen richtig zu stellen, be-
steht die Gefahr der Verfestigung von prekaren Lebenslagen mit dauerhaft ne-
gativen Folgen fir die jungen Menschen und die Gesellschaft.

2. Personenkreis

Die hier angesprochenen jungen Erwachsenen bilden keine einheitliche Gruppe.
Vielmehr bendtigen sie aus unterschiedlichen Grinden besondere Unterstit-
zung. Gemeinsames Merkmal ist, dass sie in einer kritischen Lebenssituation der
professionellen Beratung, Begleitung und Unterstlitzung bedurfen, um Hilfean-
gebote anzunehmen, am Hilfeprozess mitzuwirken und in eine eigenverant-
wortliche Lebensfiihrung einzuminden. Diese Lebenssituationen werden im
Folgenden anhand der Merkmale der Lebensphase des jungen Erwachsenalters,
der besonderen Problemlagen und der Erreichbarkeit beschrieben.
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2.1 Lebensphase junges Erwachsenenalter

Gegenstand dieser Empfehlungen sind die Unterstitzungsbedarfe junger Men-
schen in der Lebensphase des jungen Erwachsenenalters. Der 14. Kinder- und
Jugendbericht hat dargelegt, dass diese eine eigenstéandige Lebensphase im
Ubergang zwischen der Jugendphase und dem Erreichen des Erwachsenensta-
tus darstellt. In ihrem Mittelpunkt stehen die Verselbststandigung, die Einmun-
dung in eine Berufstatigkeit und die Grindung einer eigenen Partnerschaft bzw.
Familie. Der pragende Einfluss der Institutionen Schule und Elternhaus tritt zu-
rick. An ihrer Stelle muss der junge Mensch eigenverantwortlich Entscheidun-
gen treffen, die fur seinen weiteren Lebensweg folgenreich sind. Dies geschieht
unter den Bedingungen von Unsicherheit und Offenheit.’

Der Beginn und Abschluss sowie die Dauer der Lebensphase des jungen Er-
wachsenenalters kénnen nicht einfach nach dem biologischen Lebensalter fest-
gelegt werden. Sie werden auch durch die Lebensbedingungen des jungen
Menschen, seine Sozialisation sowie durch seine Fahigkeiten und Ressourcen
bestimmt. Kritische Lebensereignisse kénnen dazu fuhren, dass die Verselbst-
standigung verzogert, erschwert oder ohne institutionelle Unterstiitzung un-
maoglich wird.

Der in diesen Empfehlungen angesprochene Personenkreis umfasst schwer-
punktmaBig junge Erwachsene im Alter von 18 bis unter 27 Jahren. Dies ent-
spricht dem Lebensalter der jungen Volljahrigen in der Kinder- und Jugendhilfe
(§ 7 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII). Die Fokussierung auf diese Altersjahre erfolgt, damit
die Hilfebedarfe dieser Altersgruppe unbeschadet des Aufgabenzuwachses der
Kinder- und Jugendhilfe im Kinderschutz, in den Hilfen zur Erziehung, den Fri-
hen Hilfen und der Kindertagesbetreuung auf der einen Seite und einer etwai-
gen Fokussierung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende auf die Erwerbsinte-
gration auf der anderen Seite in den Blick genommen werden.

Eine groBe Zahl der jungen Erwachsenen hat ausreichend persdnliche Ressour-
cen und Unterstltzung aus ihrem familiaren und sozialen Umfeld, um den An-
forderungen in dieser Lebensphase zu entsprechen und die Chancen der Ver-
selbststandigung zu nutzen. Einige tun dies mit Verzégerungen, Umwegen und
Seitenwegen oder mit sozialstaatlicher Unterstiitzung im Ubergangssystem. Es
bleibt ein kleinerer Teil junger Menschen in prekaren Lebenslagen, die von den
bestehenden Angeboten nicht erreicht werden und die die bestehenden Chan-
cen ohne besondere personliche Unterstlitzung nicht nutzen kénnen.? Die Un-

1 Bericht Uber die Lebenssituation junger Menschen und die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland — 14.
Kinder- und Jugendbericht —, Bt-Drs. 17/12200.

2 Esist schwer abzuschatzen, wie groB der Anteil derjenigen jungen Menschen pro Jahrgang ist, die im Ubergang in das
Erwachsenenalter Gefahr laufen, ausgegrenzt zu werden. Eine Berichterstattung hierzu existiert nicht. Zur Abschatzung
des Umfangs dieser jungen Erwachsenen in Gefdhrdungssituationen kdnnen zwei Wege beschritten werden: Zum einen
kénnen Daten der Kinder- und Jugendhilfestatistik, der Arbeitsmarkt- und Grundsicherungsstatistik nach dem SGB Il und
SGB Il sowie der Sozialhilfestatistik gezielt mit Blick auf leistungsbeziehende junge Erwachsene ausgewertet werden.
Zum anderen konnen auf Grundlage von Befragungen der Fachkrafte, die mit diesem Personenkreis befasst sind, stand-
ortbezogene Schatzungen auf der kommunalen Ebene vorgenommen werden, die ggf. auf Landes- oder Bundesebene
hochgerechnet werden kdnnen. Solche empirisch fundierten Schatzungen ermdglichen — anders als die Auswertung von
Sozialstatistiken — auch Aussagen iber das Dunkelfeld der jungen Menschen, die in keinem Leistungsbezug sind. Die
Ergebnisse kdnnen dann giiltig sein, wenn die Erhebungen nach sozialwissenschaftlichen Methoden durchgefihrt wer-
den. In einer Studie des Jahres 2012 schétzte das Deutsche Jugendinstitut e.V., dass sich rund 75.000 bis 84.000 junge
Menschen im Alter von 14 bis 27 Jahren bundesweit in keiner Bildungsinstitution befinden und kein Einkommen aus
Erwerbsarbeit oder Sozialleistungen beziehen (dies sind ca. 0,86 % dieser Altersgruppe). Der Personenkreis ist deutlich
groBer, wenn auch leistungsbeziehende junge Menschen einbezogen werden. Siehe hierzu: Tillmann, F./Gehne, C.: Situa-
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terstlitzungsbedarfe dieser jungen Erwachsenen werden mit diesen Empfehlun-
gen in den Blick genommen.3

Die Lebensphase Jugend wird in diesen Empfehlungen insofern bertcksichtigt,
als dass der Unterstlitzungsbedarf meist bereits in dieser Phase einsetzt. Eine
frihzeitige angemessene Unterstitzung verbessert die Entwicklungs- und Inte-
grationschancen der jungen Menschen. Hierzu ist es notwendig, die Angebote
der Kinder- und Jugendhilfe weiterzuentwickeln. Durch neue, flexible MaBnah-
men soll vermieden werden, dass Hilfen vorzeitig abgebrochen werden und
Jugendliche aus dem Hilfesystem aussteigen, ohne dass weitere Perspektiven
erschlossen wurden. Entwicklungschancen verschlechtern sich, wenn Hilfen bei
Erreichen der Volljahrigkeit abbrechen, ohne Ubergange in fortfiihrende Hilfen
sicherzustellen.

2.2 Besondere Problemlagen

Die jungen Menschen befinden sich in einer besonderen Problemlage, wenn
ihre aktuelle Lebenssituation soweit durch ungesicherte Lebensverhaltnisse oder
individuelle Beeintrachtigungen gepragt wird, dass sie der wirtschaftlichen Hil-
fe, beraterischen Unterstltzung und individuellen Férderung bedurfen, um in
gesicherte Lebensverhaltnisse einzumuinden und ihr Leben eigenstandig gestal-
ten zu koénnen.

Ungesicherte Lebensverhaltnisse bestehen beispielsweise dann, wenn der junge
Mensch Uber kein existenzsicherndes Einkommen verfuigt, ver- oder Gberschul-
det ist, in bedrohten oder prekdaren Wohnverhaltnissen lebt, wohnungslos ist
oder ohne gesicherte Perspektive aus einer stationaren Einrichtung oder aus der
Haft entlassen wird.

Individuelle Beeintrachtigungen bestehen dann, wenn der junge Mensch auf-
grund unzureichender Handlungskompetenzen, verzégerter Persdnlichkeitsent-
wicklung oder unzureichender Unterstlitzung durch seine/n Partner/in, seine
Familie oder sein soziales Umfeld nicht die Ressourcen mobilisieren kann, die er
fur den Ubergang in eine gesicherte und eigenstandige Existenz benétigt.

Unzureichende Handlungskompetenzen heil3t, dass die jungen Menschen Uber
keine geeigneten Handlungsstrategien oder ausreichenden Fahigkeiten verfi-
gen, ihre Situation zu bewdltigen. Hierzu gehort auch die Uberforderung, insti-
tutionelle Hilfe zu suchen und in Anspruch zu nehmen. Schwerwiegende Kon-
flikte oder gar Gewalt in Partnerschaft, Familie oder Freundeskreis, Schwierig-
keiten in der Ausbildung oder im Betrieb konnen Anzeichen fir unzureichende
Unterstltzungsmaoglichkeiten oder Einschrankungen durch das soziale Umfeld
sein. Personliche oder soziale Einschrankungen der Handlungskompetenz kon-
nen einen sozialpadagogischen bis hin zu psychologisch-beraterischen Unter-
stitzungsbedarf anzeigen.

In Verbindung mit der besonderen Problemlage kénnen gesundheitsbezogene
Beeintrachtigungen wie psychische Beeintrachtigungen oder Suchtmittelabhan-

tion ausgegrenzter Jugendlicher. Expertise unter Einbeziehung der Perspektive der Praxis, Disseldorf 2012.
3 Der Personenkreis wird im Folgenden (in Abweichung von der Sprachregelung im SGB VIII) als ,Junge Menschen”, ,Jun-
ge Erwachsene” sowie ausfihrlich als ,Junge Erwachsene in besonderen Problemlagen” bezeichnet.
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gigkeit auftreten, die den jungen Menschen in seiner Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft einschranken. Die gesundheitsbezogenen Beeintrachtigungen be-
darfen in Abhangigkeit von ihrer Art und Schwere der therapeutischen Unter-
stitzung, der Heilbehandlung oder der Rehabilitation. Bei Vorliegen der An-
spruchsvoraussetzungen sind Leistungen der Eingliederungshilfe fur seelisch
behinderte Kinder und Jugendliche zu erbringen.

2.3 Erreichbarkeit

Die Erreichbarkeit von jungen Erwachsenen in besonderen Problemlagen sollte
aus zwei unterschiedlichen Perspektiven eingeschatzt werden: Einerseits sind
die individuellen Lebensgeschichten und persoénlichen Eigenheiten dieser jun-
gen Menschen zu beachten, die ihnen den Zugang zu Hilfen erschwert haben
und weiterhin erschweren. Andererseits sind auch die unterstitzenden und
Hilfe gewahrenden Institutionen in den Blick zu nehmen. Barrieren kénnen die
Zuganglichkeit erschweren. Es koénnen Handlungsbedarfe bestehen, junge
Menschen mit individuellen Angeboten und Handlungsweisen wirksamer als
bisher zu erreichen. Beide Sichtweisen sind bedeutsam, wenn Angebote und
Konzepte zur besseren Erreichbarkeit dieser jungen Menschen entwickelt wer-
den sollen.

Subjektive Erschwernisse in der Erreichbarkeit bestehen dann, wenn junge Men-
schen trotz eines Unterstitzungsbedarfs Hilfe bei Behérden wie Jugendamt,
Jobcenter, Sozialamt, Agentur fir Arbeit oder Gesundheitsamt, bei fachspezifi-
schen Beratungsstellen wie Erziehungs- und Familienberatung, Schuldnerbera-
tung, Suchtberatung, bei Arzt/innen oder Psychotherapeut/innen von sich aus
gar nicht, erst sehr spat oder nur in duBersten Notfallen aufsuchen. Diese Er-
schwernisse bestehen auch, wenn junge Menschen zwar Unterstiitzungsange-
bote in Anspruch nehmen und beginnen, diese aber vorzeitig abbrechen, oder
ihre weitere Beteiligung oder ein MaBnahmeerfolg als bedroht einzuschatzen
ist.

Auch die Gestaltung und Ausrichtung der értlichen sozialen Dienste, Einrichtun-
gen und Angebote kann die Erreichbarkeit der jungen Menschen beeinflussen.
RegelmaBig ist in Betracht zu ziehen, dass die jungen Menschen bereits in einer
friheren Lebensphase Kontakt zu einer institutionellen Hilfe gesucht oder ge-
habt haben kénnen. Ist diese Suche oder Inanspruchnahme von Hilfe fehlge-
schlagen oder endete sie ohne das erwilnschte oder angestrebte Ergebnis,
kénnen die damit verbundenen negativen Erfahrungen dazu fuhren, dass sie
den ortlichen Unterstltzungssystemen der 6ffentlichen und freien Trager fortan
eher zdgerlich begegnen oder diese sogar meiden. Weiterhin ist es moglich,
dass vor Ort kein passendes Angebot zur Verflgung steht oder dass der junge
Mensch keine Aussichten fur sich sieht, ein fir ihn passendes Angebot zu erlan-
gen. Dabei ist zu beachten, dass die Sichtweisen auf Angebote von Fachkraften
und den jungen Menschen selbst unterschiedlich sein kénnen. Die Erreichbar-
keit von jungen Menschen in besonderen Problemlagen ist deshalb immer auch
eine Frage der Zuganglichkeit und des Zusammenwirkens von Diensten, Einrich-
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tungen und Angeboten, ihrer Offnung zu jungen Menschen in schwierigen Le-
benslagen und ihrer Passung mit dem individuellen Bedarf im Einzelfall.

Schwere Erreichbarkeit bedeutet auch, dass die jungen Menschen fir die ortli-
chen Behoérden und Dienste nur schwer sichtbar sind. Aufsuchende StraBenso-
zialarbeit, Essensausgaben und Tafeln oder Kleiderkammern, niedrigschwellige
Beratungsangebote und Tagesaufenthalte, Einrichtungen der Wohnungslosen-
hilfe und Notunterktnfte, Unterstltzung durch ehrenamtlich getragene Vereine
und Initiativen sind oft die letzte Verbindung zu den sozialen Dienstleistungen.
Die niedrigschwelligen Dienste Ubernehmen eine wichtige Funktion, um die
jungen Menschen an weitergehende Hilfen anzubinden.* Bieten Fachkrafte in
solchen Situationen Hilfe an, dann bedarf es vertrauensbildender MaBnahmen,
um gemeinsam eine Perspektive zu entwickeln.

3. Rechtliche Grundlagen

Die notwendigen und geeigneten Hilfen fir junge Erwachsene in besonderen
Problemlagen sind durch eine Orientierung am individuellen Bedarf zu erschlie-
Ben. Wenn mehrfache Problemlagen vorliegen, ist im Einzelfall zu entscheiden,
welche Leistung oder welche Verbindung von Leistungen am besten geeignet
ist, den jungen Menschen zu unterstitzen. Als Handlungshilfe hierzu werden im
Folgenden die rechtlichen Grundlagen der in Betracht kommenden Leistungen
dargestellt.

3.1 Kinder- und Jugendhilfe

Die Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB VIl orientiert sich an dem Ziel, jun-
ge Menschen in ihrer Entwicklung zu férdern und zu einer eigenverantwortli-
chen und gemeinschaftsfahigen Persdnlichkeit zu erziehen (§ 1 Abs. 1 SGB VIII).
Sie soll u.a. dazu beitragen, dass individuell oder strukturell bedingte Benach-
teiligungen in der Entwicklung junger Menschen vermieden oder abgebaut
werden (§ 1 Abs. 3 Nr. 1 SGB VIlI). Als junge Menschen gelten alle Personen,
die das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (§ 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII).
Die Inanspruchnahme von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe und damit
auch derjenigen Angebote, die fir junge Erwachsene in Betracht kommen, ist
freiwillig.

Grundprinzip der Kinder- und Jugendbhilfe ist die partnerschaftliche Zusammen-
arbeit zwischen o6ffentlichen und freien Tragern (§ 4 Abs. 1 SGB VIII). Hierzu
gehort auch der Grundsatz der Vielfalt von Angeboten hinsichtlich Wertorien-
tierung, Inhalten, Methoden und Arbeitsformen (§ 3 Abs. 1 SGB VIII). Die Leis-
tungsberechtigten haben ein Wunsch- und Wahlrecht. Sie dirfen unter mehre-
ren gleich geeigneten Angeboten wahlen, soweit dies nicht mit unverhaltnisma-
Bigen Mehrkosten verbunden ist (§ 5 SGB VII).

4 Mogling, T./Tillmann, F./ReiBig, B.: Entkoppelt vom System. Hrsg. DJI im Auftrage der Vodafone Stiftung Deutschland,
Dusseldorf 2015; Konig, J./Kéhler, A.-S.: Weiterentwicklung der Jugendsozialarbeit in Bayern. ,Die im Dunkeln sieht man
nicht” — Marginalisierte und schwer erreichbare junge Menschen mit komplexen Problemlagen als Zielgruppe der Ju-
gendsozialarbeit, Niirnberg 2014.
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Hilfe fir junge Volljdhrige

Fur die hier angesprochenen jungen Erwachsenen in besonderen Problemlagen
kann die Hilfe fir junge Volljahrige in Betracht kommen. Mit dieser Leistung soll
jungen Erwachsenen bis zur Vollendung des 21. Lebensjahrs individuelle pada-
gogische Hilfe zur Persdnlichkeitsentwicklung und zur Verselbststandigung ge-
wahrt werden, wenn und solange die Hilfe aufgrund der individuellen Situation
des jungen Menschen erforderlich ist (§ 41 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII). In begrin-
deten Einzelfallen soll die Hilfe fir einen begrenzten Zeitraum dartber hinaus
(langstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahrs) fortgesetzt werden (§ 41
Abs. 1 Satz 2 SGB VIII). Dies ist dann maglich, wenn der Hilfebedarf dem Trager
der Kinder- und Jugendhilfe bereits vor Vollendung des 21. Lebensjahrs bekannt
war oder die Hilfe zuvor beantragt wurde.> Nach Beendigung der Hilfe soll der
junge Volljghrige bei der Verselbststandigung im notwendigen Umfange bera-
ten und unterstitzt werden (§ 41 Abs. 3 SGB VIII). Auslandische junge Volljah-
rige ab 18 Jahren kdnnen Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nur beanspru-
chen, wenn sie rechtmaBig oder aufgrund einer auslanderrechtlichen Duldung
ihren gewohnlichen Aufenthalt in Deutschland haben (§ 6 Abs. 2 SGB VIII).

Die Hilfe fur junge Volljdhrige ist als Soll-Leistung ausgestaltet. Sie ist bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen regelmaBig zu gewahren. Als Hilfen zur Persénlich-
keitsentwicklung kénnen alle Hilfearten der Hilfen zur Erziehung sowie der
Eingliederungshilfe fur seelisch behinderte Kinder und Jugendliche gewahrt
werden, die ohne Einbeziehung der Eltern erbracht werden kénnen (§§ 28 bis
30, 33 bis 36, 39 und 40 SGB VIII).% Grundlage fur die Gewahrung der Hilfe
bildet der Hilfeplan unter Beteiligung des jungen Volljahrigen, sofern die Hilfe
langerfristig ausgerichtet ist (§ 41 Abs. 2 i.V.m. § 36 SGB VIII).

Weiterhin ist zu klaren, ob aufgrund des Bedarfs des jungen Menschen Schnitt-
mengen zu Leistungen anderer Leistungsgesetze und damit Leistungskonkur-
renzen bestehen. So sind bei jungen Erwachsenen bis zur Vollendung des
21. Lebensjahres Leistungen nach 8§ 41 SGB VIII gegenlber Leistungen nach
8§ 67 ff. SGB Xl vorrangig (§ 10 Abs. 4 Satz 1 SGB VIl bzw. § 67 Satz 2
SGB XIl). Eine komplementdre Leistungsgewahrung und -erbringung ist dabei
nicht ausgeschlossen. Nur wenn der junge Mensch die Inanspruchnahme einer
Hilfe nach § 41 SGB VIII ablehnt oder nicht in einem zumutbaren Umfang bereit
ist, an ihrer Durchfiihrung mitzuwirken, jedoch Bereitschaft zeigt, an der Uber-
windung seiner besonderen sozialen Schwierigkeiten nach eigenen Kraften
mitzuwirken (§ 2 Abs. 1 Satz 3 der DVO zu § 69 SGB XlI), greift der Nachrang
der Hilfe nach §§ 67 ff. SGB Xll nicht.”

Eine Leistungskonkurrenz zu Leistungen nach dem SGB Il und SGB Il besteht
grundsatzlich nicht. Einzige Ausnahme besteht dann, wenn sozialpddagogisch
begleitete Ausbildungs- und BeschaftigungsmaBnahmen im Rahmen der Ju-

5  Siehe hierzu: Leistungsberechtigte in besonderen sozialen Schwierigkeiten bedarfsdeckend unterstiitzen. Empfehlungen
des Deutschen Vereins zur Anwendung der Hilfe nach §§ 67 ff. SGB XII, in: NDV 3/2016, S. 111-116, hier 115.

6  Erziehungsberatung (§ 28 SGB VIII), Soziale Gruppenarbeit (§ 29 SGB VIII), Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer, (§ 30
SGB VIII), Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII), Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform (§ 34 SGB VIII), Intensive sozialpa-
dagogische Einzelbetreuung (§ 35 SGB VIII), Eingliederungshilfe fir seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (§ 35a
SGB VIII), Mitwirkung, Hilfeplan (§ 36 SGB VIII), Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen (§ 39
SGB VIII), Krankenhilfe (§ 40 SGB VIII).

7 Leistungsberechtigte in besonderen sozialen Schwierigkeiten bedarfsdeckend unterstiitzen. Empfehlungen des Deutschen
Vereins zur Anwendung der Hilfe nach §§ 67 ff. SGB XII, in: NDV 3/2016, S. 111-116.
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gendsozialarbeit nach § 13 Abs. 2 SGB VI als Bestandteil der Hilfe fir junge
Volljahrige nach § 41 SGB VIl erbracht werden (§ 41 Abs. 2 i.V.m. § 27 Abs. 3
Satz 2 SGB VIII). Leistungen zur Eingliederung in Ausbildung und Arbeit (nach
§ 3 Abs. 2, 8§ 14 bis 16g SGB Il) gehen den Leistungen nach SGB VIiI vor (§ 10
Abs. 3 Satz 2 SGB VIII). In jedem Fall sind das ortliche Jobcenter (bei Leistungs-
berechtigten nach dem SGB Il) bzw. die 6rtliche Agentur fur Arbeit (bei jungen
Menschen ohne Leistungsberechtigung nach dem SGB Il) an der Aufstellung
und Uberpriifung des Hilfeplans fir eine Hilfe nach § 41 SGB VIII zu beteiligen,
wenn MaBnahmen der beruflichen Eingliederung erforderlich erscheinen (§ 36
Abs. 2 Satz 4 SGB VIII).

Aus dem moglichen breiten Leistungsspektrum dieser Hilfe und den Berth-
rungspunkten zu anderen Hilfearten und Leistungen resultiert, dass die Hilfe far
junge Volljahrige nicht schematisch, sondern immer nur mit Blick auf den indi-
viduellen Bedarf angewendet werden kann. Die Entscheidungskriterien fur die
Leistungsgewahrung, die Ziele und spezifischen Formen der Hilfe missen fach-
lich ausgestaltet werden, damit im Einzelfall sachgerecht entschieden und die
Hilfe wirksam erbracht werden kann. Der Bedarf muss fachgerecht geklart
werden, um die geeignete und notwendige Unterstlitzung zu ermitteln und
soweit erforderlich eine VerknUpfung von Leistungen aus unterschiedlichen
Rechtskreisen herbeizufthren.

Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit

Angebote der Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII) haben das Ziel, zur Persénlichkeits-
entwicklung junger Menschen beizutragen, und richten sich grundsatzlich an
alle Kinder und Jugendlichen. Die Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII) richtet sich
hingegen an junge Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen
oder zur Uberwindung individueller Beeintrachtigungen in erhéhtem MaBe auf
Unterstltzung angewiesen sind. Aufsuchende/mobile® Formen beider Angebote
nutzen niedrigschwellige Konzepte Sozialer Arbeit, die sich an den Lebenswel-
ten der betreffenden Jugendlichen orientieren. Sie sollen ihnen in schwierigen
Lebenslagen unterstitzend zur Seite stehen und haben fir den hier angespro-
chenen Personenkreis der jungen Erwachsenen besondere Bedeutung. Der in
der Praxis bedeutsame Ansatz der mobilen Jugendarbeit sowie aufsuchende
Formen der Jugendsozialarbeit werden im SGB VIII nicht namentlich aufgefthrt,
aber 8 11 Abs. 2 Satz 2 SGB VIIl bzw. § 13 Abs. 1 SGB VIl zugeordnet. Fur die
Bereitstellung von Angeboten nach § 11 SGB VIIl und § 13 SGB VIl besteht eine
objektiv-rechtliche Verpflichtung (§ 79 Abs. 2 SGB VIII).

Gemeinsame Wohnformen far Mdtter/Véter und Kinder

Werden junge Erwachsene Eltern und bedurfen sie aufgrund ihrer Personlich-
keitsentwicklung der Unterstltzung in einer gemeinsamen Wohnform bei der
Pflege und Erziehung des Kindes, soll die Schwangere bzw. die Mutter oder der
Vater gem. § 19 Abs. 1 SGB VIIl zusammen mit dem Kind in einer geeigneten
Wohnform betreut werden. Voraussetzung ist, dass sie allein fur ein Kind unter

8  Die Begrifflichkeiten werden uneinheitlich verwendet.
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sechs Jahren zu sorgen haben oder tatsachlich sorgen. Diese Jugendhilfeleis-
tung umfasst auch das Hinwirken auf den Beginn oder die Fortfihrung einer
Ausbildung oder Berufstatigkeit (§ 19 Abs. 2 SGB VIII). Statt einer gemeinsamen
Wohnform nach § 19 SGB VIl kann auch die gemeinsame Unterbringung beider
Eltern mit dem Kind als Hilfe zur Erziehung nach § 27 Abs. 2 SGB VIl in Betracht
kommen.

3.2 Grundsicherung fiir Arbeitsuchende

Fur die hier angesprochenen jungen Erwachsenen ist haufig das Jobcenter, das
Leistungen zur Eingliederung in Ausbildung und Arbeit und zur Sicherung des
Lebensunterhalts gewahrt, die erste Anlaufstelle. Leistungsberechtigt sind junge
Menschen ab dem Alter von 15 Jahren, die erwerbsféhig und hilfebedurftig
sind, sich tatsachlich in Deutschland aufhalten und nicht vom Leistungsbezug
ausgeschlossen sind (8§ 7 SGB Il). Zu den Leistungsberechtigten gehéren auch
HilfebedUrftige in stationaren Einrichtungen, soweit der Einrichtungstrager
nach seiner Konzeption keine Gesamtverantwortung fur die tagliche Lebensfih-
rung dieser Personen Ubernimmt (§ 7 Abs. 4 Satz 1 und Satz 3 Nr. 2 SGB II; BSG
vom 5. Juli 2014 — B 4 AS 32/13 R). Kinder unter 15 Jahren sind nicht erwerbs-
fahig im Sinne des SGB II, kénnen aber als Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft
— bei Hilfebedurftigkeit — leistungsberechtigt sein. Die Leistungsberechtigten in
der Aufnahme und Beibehaltung einer Erwerbstatigkeit zu unterstitzen und
den Lebensunterhalt zu sichern, steht im Zentrum der Grundsicherung fur Ar-
beitsuchende (§ 1 Abs. 2 SGB II). Es gilt der Grundsatz des Férderns und For-
derns (Kapitel 1, §§ 1 und 2 SGB II).

Die Regelung der ortlichen Zusammenarbeit (§ 18 SGB Il) verpflichtet die Trager
der Grundsicherung flr Arbeitsuchende, im Rahmen ihrer Aufgaben und Befug-
nisse mit den Gemeinden, Kreisen und Bezirken sowie den weiteren Beteiligten
des ortlichen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes zusammenzuarbeiten. Die Auf-
zahlung der Stellen, mit denen eine Zusammenarbeit erfolgen kann, ist nicht
abschlieBend. Genannt werden u.a. die Trager der Sozialleistungen (im Sinne
des § 12 SGB I) sowie die Trager der freien Wohlfahrtspflege und Dritte, die
Leistungen nach dem SGB Il erbringen (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 7 SGB ). Ein
wichtiges Ziel der Zusammenarbeit ist es, eine gleichmaBige und gemeinsame
Durchfihrung von MaBnahmen zu beraten oder zu sichern. Eine solche Zusam-
menarbeit ist notwendig, um fir die Eingliederung sozial benachteiligter und
individuell beeintrachtigter junger Menschen abgestimmte, den individuellen
Bedarf deckende Leistungen zu erbringen (vgl. § 18 Abs. 2 SGB II).

Leistungen zur Eingliederung in Ausbildung und Arbeit

Leistungen zur Eingliederung in Ausbildung und Arbeit sollen unter Bertcksich-
tigung der jeweils individuellen Problemlage unverziglich bei der Beantragung
von Leistungen erbracht werden. Bei fehlendem Berufsabschluss sind die M&g-
lichkeiten zur Vermittlung in eine Ausbildung zu nutzen (§ 3 SGB II). Sofern es
den jungen Menschen auch bei einer Beratung und Vermittlung durch das Job-
center nicht gelingt, unmittelbar eine Erwerbstatigkeit oder berufliche Ausbil-
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dung aufzunehmen, kénnen fir sie MaBnahmen zur Férderung der Berufsaus-
bildung oder andere Leistungen aus dem SGB Ill sowie spezifische Leistungen
nach dem SGB Il (§§ 16a bis h SGB Il) in Betracht kommen.

Im Rechtskreis des SGB Il kénnen fur junge Erwachsene in besonderen Problem-
lagen die Freie Forderung (§ 16f Abs. 2 Satz 4 SGB Il) sowie die seit dem 1. Au-
gust 2016 geltende Férderung schwer zu erreichender junger Menschen (§ 16h
SGB Il) eine geeignete Leistung darstellen. Die Freie Férderung sieht vor, dass
eine junge leistungsberechtigte Person im Alter von unter 25 Jahren mit schwer-
wiegenden Vermittlungshemmnissen dann mit modifizierten Leistungen zur
Eingliederung in Ausbildung und Arbeit geférdert werden kann, wenn ein Un-
terstlitzungsbedarf vorliegt, dem mit den bestehenden Instrumenten des SGB I
und SGB Il nicht ausreichend Rechnung getragen werden kann. Die Férderung
kann in Verbindung mit Leistungen anderer Leistungstrager erbracht werden,
sofern diese in der Zustandigkeit der jeweiligen Leistungstrager finanziert wer-
den.?

Mit der Forderung schwer zu erreichender junger Menschen (§ 16h SGB II) kdn-
nen die Jobcenter zusatzliche Betreuungs- und Unterstitzungsleistungen er-
bringen. Diese haben das Ziel, Schwierigkeiten in der individuellen Situation des
jungen Menschen zu Uberwinden, eine schulische, ausbildungsbezogene oder
berufliche Qualifikation abzuschlieBen oder anders ins Arbeitsleben einzumun-
den und Sozialleistungen zu beantragen oder anzunehmen. Leistungen nach
§ 16h SGB Il kénnen auch fir junge Menschen bis 25 Jahre erbracht werden,
die keine Leistungen der Grundsicherung beziehen, sofern die Voraussetzungen
der Leistungsberechtigung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vorliegen oder
zu erwarten sind oder eine Leistungsberechtigung dem Grunde nach besteht.
Einer Forderung nach § 16h SGB Il steht eine fehlende Antragstellung nicht
entgegen. Leistungen nach §16h sind nachrangig gegenlber den Angeboten
des SGB VIII, insbesondere der Jugendsozialarbeit, soweit der 6rtliche Trager der
Kinder- und Jugendhilfe nach Art und Umfang gleichartige Leistungen tatsach-
lich erbringt. Die Leistungen und die Leistungsverantwortlichkeiten werden in
Abstimmung zwischen Jobcenter und 6rtlich zustandigem 6ffentlichen Trager
der Kinder- und Jugendhilfe erbracht.

SchlieBlich kénnen fir die hier angesprochenen jungen Erwachsenen auch kom-
munale Eingliederungsleistungen (§ 16a SGB Il) in Betracht kommen, insbeson-
dere die Schuldnerberatung, die psychosoziale Betreuung und die Suchtbera-
tung. Die kommunalen Eingliederungsleistungen flankieren die Eingliederung in
Ausbildung und Arbeit oder bereiten diese vor. Ihre Gewahrung steht im Ermes-
sen des Leistungstrdgers. Sie sollen gewahrt werden, wenn dies zur Eingliede-
rung in Ausbildung und Arbeit erforderlich ist. Schuldnerberatung, psychosozi-
ale Betreuung und Suchtberatung kénnen auch Uber Zugangswege auB3erhalb
des Jobcenters in Anspruch genommen werden. Zustandig sind die Landkreise
und kreisfreien Stadte.°
9  Gemeinsame Erkldrung des Bundesministeriums flir Arbeit und Soziales und der fir die Grundsicherung fir Arbeitsuchen-
de zustdndigen Ministerien der Lander zu den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im SGB Il nach § 16 SGB Il i.V.m.
§§ 44, 45 SGB IIl und nach § 16f SGB II, 3. aktualisierte Fassung: Oktober 2012. Bundesagentur fiir Arbeit (Hrsg.): SGB Il
Fachliche Hinweise. Freie Forderung SGB Il nach § 16f SGB I, Niirnberg April 2012,

10 Siehe: Empfehlungen des Deutschen Vereins zu den kommunalen Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II, in: NDV
11/2014, S. 456-462; NDV 12/2014, S. 489-493.
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Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

Erwerbsfahige und hilfebedirftige Jugendliche und junge Erwachsene erhalten
Arbeitslosengeld Il (§ 19 SGB Il). Die tatsachlichen Aufwendungen fir Unter-
kunft und Heizung werden getragen, soweit diese angemessen sind (§ 22
Abs. 1 SGB II). Allerdings sieht das SGB Il vor, dass hilfebedtrftige Kinder bis
unter 25 Jahren im Haushalt ihrer Eltern verbleiben und mit diesen eine Bedarfs-
gemeinschaft bilden. Zieht ein leistungsbeziehender Jugendlicher oder junger
Erwachsener vor Vollendung des 25. Lebensjahrs aus dem Elternhaus aus, wer-
den die Kosten fir Unterkunft und Heizung und die vollen Leistungen fir den
Lebensunterhalt nur gezahlt, wenn das Jobcenter dies vor Abschluss des Vertra-
ges Uber die Unterkunft zugesichert hat. Das Jobcenter ist zur Zusicherung
verpflichtet, wenn der junge Mensch aus schwerwiegenden sozialen Griinden
nicht bei seinen Eltern wohnen kann (beispielweise, weil das Verhaltnis ernst-
haft ohne ausreichende Aussicht auf Konfliktlésung gestort oder zerrittet ist),
der Umzug zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich ist (beispielswei-
se, weil sonst mehr als zwei Stunden Fahrtzeit zum Ausbildungs- oder Arbeits-
platz zu bewaltigen sind) oder ein sonstiger schwerwiegender Grund vorliegt
(§ 22 Abs. 5 Satz 1 und 2 SGB II). Auf die Zusicherung kann nur verzichtet
werden, wenn es dem Betroffenen aus wichtigem Grund nicht zumutbar ist,
diese einzuholen (§ 22 Abs. 5 Satz 3 SGB II).

Im Zusammenhang mit den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts sind
die besonderen Regelungen bei Pflichtverletzungen (§ 31 SGB Il) zu beachten.
Im Unterschied zu Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr Uberschritten
haben, gelten fur jingere erwerbsfahige Leistungsberechtigte nach dem SGB ||
scharfere Sanktionsregelungen. So fuhrt bereits eine erste Pflichtverletzung ge-
mafB § 31a Abs. 2 SGB Il dazu, dass der Regelbedarf sowie etwaige Mehrbedar-
fe vollstandig entfallen. Bei einer weiteren Pflichtverletzung entfallen auch die
Leistungen fur Unterkunft und Heizung (§ 22 SGB Il). In seinen Empfehlungen
zur Reform der Sanktionen im SGB Il spricht sich der Deutsche Verein daflr aus,
die altersabhangige Ungleichbehandlung bei den Rechtsfolgen auf Pflichtverlet-
zungen aufzugeben und Leistungen fur Unterkunft und Heizung auch bei wie-
derholten Pflichtverletzungen zu gewahren.™

Bei einer nachtraglichen Erklarung des unter 25-jahrigen Leistungsberechtigten
zur Bereitschaft, seinen Pflichten wieder nachzukommen, kann das Jobcenter
erklaren, wieder Leistungen fir die Unterkunft zu gewahren. Gleiches Ermessen
gilt fur den Regelbedarf zum Lebensunterhalt, dessen Wegfall auf sechs Wo-
chen verkilrzt werden kann.

SchlieBlich kénnen auch Auszubildende, die eine nach dem SGB Ill férderungs-
fahige betriebliche oder auBerbetriebliche berufliche Ausbildung (§ 57 SGB IlI)
oder eine Teilzeitberufsausbildung (nach § 8 BBiG/§ 27 HwO) absolvieren oder
an einer Berufsausbildungsvorbereitung (berufsvorbereitenden BildungsmaB-
nahme nach §§ 51 ff. SGB Ill, Einstiegsqualifizierung nach § 54a SGB IlI) teilneh-
men, Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschlieBlich der Kosten
der Unterkunft nach dem SGB Il erhalten, wenn Ausbildungsvergitung und
Berufsausbildungsbeihilfe nicht ausreichen, den Lebensunterhalt zu decken,

11 Siehe hierzu: Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Reform der Sanktionen im SGB II, in: NDV 7/2013. S. 289-295.
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oder keine Berufsausbildungsbeihilfe gewahrt wird (z.B. bei einer Zweitausbil-
dung oder wegen Nichterfullung der Anforderungen an den Aufenthaltsstatus
nach § 59 SGB Ill) (§ 7 Abs. 5 Satz 1 SGB Il). Dies gilt dann, wenn die Auszubil-
denden nicht beim ausbildenden Betrieb, in einem Wohnheim, einem Internat
oder in einer besonderen Einrichtung fir behinderte Menschen mit voller Ver-
pflegung untergebracht sind (§ 7 Abs. 5 Satz 2 SGB II).

3.3 Arbeitsforderung

Leistungen der Arbeitsforderung kénnen fir junge Erwachsene in besonderen
Problemlagen insbesondere dann bedeutsam sein, wenn sie Uber keinen Schul-
abschluss oder keine berufliche Ausbildung verfigen und eine Ausbildung nicht
aus eigener Kraft aufnehmen und absolvieren kénnen.

Berufsvorbereitende BildungsmaBnahmen (§§ 51 ff. SGB Ill) sollen junge Men-
schen, denen dies aufgrund individueller Grinde (z.B. komplexer Férderbedarf,
fehlende Ubereinstimmung zwischen den Anforderungen des Ausbildungs-
marktes und dem personlichen Bewerberprofil) bislang nicht gelungen ist, auf
die Aufnahme einer Berufsausbildung vorbereiten. In einer Einstiegsqualifizie-
rung (§ 54a SGB lll) kénnen junge Menschen, denen ein direkter Ubergang in
eine Berufsausbildung nicht gelingt, in einem sechs- bis zwdlfmonatigen be-
trieblichen Praktikum ihre Chancen auf einen Ausbildungsplatz erhéhen. Eine
Forderung der Berufsvorbereitenden BildungsmaBnahme oder der Einstiegsqua-
lifizierung ist moglich, wenn das Ziel der jeweiligen MaBnahme fiir den jungen
Menschen erreichbar ist. Ist dies aufgrund vielfaltiger und schwerwiegender
Hemmnisse bei dem jungen Menschen noch nicht méglich, kénnen vorgelager-
te StabilisierungsmaBnahmen in Betracht kommen, die durch Angebote der
Jugendsozialarbeit (nach § 13 Abs. 2 SGB VIII) oder durch Aktivierungshilfen fur
Jingere (nach § 45 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB Ill) realisiert werden kénnen. Forde-
rungsbedurftige junge Menschen ohne Schulabschluss haben einen Anspruch
darauf, im Rahmen einer berufsvorbereitenden BildungsmaBnahme auf den
nachtraglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses oder eines gleichwertigen
Schulabschlusses vorbereitet zu werden (§ 53 SGB Ill). Zustandig far Berufsvor-
bereitende BildungsmaBnahmen sind die Agenturen fur Arbeit. Die Jobcenter
kdnnen ihnen Leistungsberechtigte aus ihrem Bereich fur eine berufsvorberei-
tende BildungsmaBnahme vorschlagen. Der Berufsvorbereitung vorgelagerte
MaBnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung (§ 45 SGB Ill) wer-
den bei Leistungsberechtigten nach dem SGB Il durch das Jobcenter, andernfalls
durch die 6rtliche Agentur fir Arbeit gefordert.

Kann ein junger Mensch auch unter Einsatz ausbildungsférdernder Leistungen
(z.B. ausbildungsbegleitende Hilfen oder Assistierte Ausbildung) eine betriebli-
che Ausbildung nicht aufnehmen und erfolgreich absolvieren, ist eine geférder-
te Ausbildung in auBerbetrieblichen Einrichtungen (nach § 76 SGB Ill) moéglich.
Zielgruppe sind lernbeeintrachtigte oder sozial benachteiligte junge Menschen
sowie junge Menschen, deren betriebliches Ausbildungsverhaltnis vorzeitig ge-
|6st wurde. Die Forderung kann nach dem SGB Il und dem SGB Il erfolgen, es
sei denn, dass der junge Mensch den Abschluss aufgrund gravierender Proble-
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me im Bereich der Erziehung voraussichtlich nicht erreichen kann. In diesem
Falle kdnnen sozialpddagogisch begleitete AusbildungsmaBnahmen im Rahmen
der Kinder- und Jugendhilfe angezeigt sein.

Verflgt der junge Mensch bereits Uber einen Berufsabschluss, kdnnen MaBnah-
men zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung (8 45 SGB Ill) in Betracht
kommen. Diese zielen darauf, Arbeitslose bei ihrer beruflichen Eingliederung zu
unterstltzen. Fur die Aktivierung von Arbeitslosen mit schwerwiegenden Ver-
mittlungshemmnissen sowie fur Langzeitarbeitslose kénnen MaBnahmen einge-
richtet werden, die ihren besonderen Stabilisierungs- und Unterstitzungsbedarf
berticksichtigen. Die Leistungen sind fur Personen im Rechtskreis des SGB Il und
des SGB Il moéglich.

3.4 Sozialhilfe

Neben der Grundsicherung fir Arbeitsuchende bildet die Sozialhilfe ein weite-
res Netz der sozialen Sicherung. Ihre Aufgabe ist es, leistungsberechtigten Per-
sonen in sozialen Notlagen ein menschenwirdiges Leben zu sichern, die Teil-
nahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermdglichen und zur Selbsthilfe zu
befahigen (§ 9 SGB ).

Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII (mit Ausnahme von § 36
SGB Xll), soweit sie nicht nach § 22 Abs. 8 SGB Il zu Gbernehmen sind (dies ist
insbesondere die Ubernahme von Mietschulden bei drohender Wohnungslosig-
keit), kdnnen nur Leistungsberechtigte erhalten, die nicht erwerbsfahig sind im
Sinne der Bestimmungen des § 8 SGB I (§ 5 Abs. 2 SGB I, § 21 SGB XlI). Dieser
Leistungsausschluss trifft auf die Hilfen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XlI nicht
zu.”?

Weiterhin haben die Sozialhilfetrager den Auftrag, leistungsberechtigte Birge-
rinnen und Birger zu ihrer persdnlichen Situation, ihrem Bedarf und den eige-
nen Kraften sowie zur Starkung der Selbsthilfe zu beraten und, soweit erforder-
lich, zu unterstitzen (§ 11 SGB Xll). Die Leistungsberechtigten sollen aktiv am
Leben in der Gesellschaft teilnehmen und zur Uberwindung der Notlage gelan-
gen kénnen.' Hierzu gehort auch, Leistungsberechtige zum Erhalt von Sozial-
leistungen zu befahigen, auf die Beratung und Unterstitzung durch andere
Stellen hinzuweisen und bei Bedarf auf die Inanspruchnahme von spezialisierten
Beratungs- und Unterstltzungsangeboten hinzuwirken (§ 11 Abs. 5 SGB XII).

Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten
Nach §§ 67 ff. SGB Xll haben Menschen, bei denen besondere Lebensverhalt-
nisse mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind, Anspruch auf Hilfe zur Uber-

12 Hilfen zur Gesundheit (5. Kapitel SGB XII), Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen (6. Kapitel SGB XII), Hilfe zur
Pflege (7. Kapitel SGB XII), Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (8. Kapitel SGB XII), Hilfe in an-
deren Lebenslagen (9. Kapitel SGB XIl). Die Leistungen der Sozialhilfe werden nachrangig zu Leistungen nach anderen
Leistungsgesetzen erbracht, sofern der Bedarf durch diese allein nicht oder nicht ausreichend gedeckt wird (§ 2 Abs. 2
SGB XIl). Die Erbringung von sich erganzenden Leistungen ist moglich und kann im Einzelfall in Abhangigkeit von dem
individuellen Bedarf der leistungsberechtigten Person zur Bedarfsdeckung erforderlich sein.

13 Siehe: Arbeitshilfe des Deutschen Vereins zur Wahrnehmung der Aufgaben nach §§ 11, 12 SGB XlI, insbesondere bei der
Hilfe in materiellen Notlagen (3. und 4. Kapitel SGB XII), in: NDV 5/2010, S. 197-201.
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windung ihrer Schwierigkeiten, wenn sie hierzu nicht aus eigener Kraft in der
Lage sind.

Besondere Lebensverhaltnisse bestehen bei fehlendem bzw. nicht ausreichen-
dem Wohnraum, bei ungesicherter wirtschaftlicher Lebensgrundlage, gewaltge-
pragten Lebensumstanden, bei Entlassung aus einer geschlossenen Einrichtung
in ungesicherte Lebensumstande oder bei vergleichbaren nachteiligen Umstan-
den (§ 1 DVO Abs. 2 zu § 69 SGB XIl). Soziale Schwierigkeiten liegen vor, wenn
das Leben in der Gemeinschaft durch ausgrenzendes Verhalten des/der Lei-
tungsberechtigten oder eines Dritten wesentlich eingeschrankt ist, insbesondere
im Zusammenhang mit der Erhaltung oder Beschaffung einer Wohnung, der
Erlangung oder Sicherung eines Arbeitsplatzes, mit familidren oder anderen
sozialen Beziehungen oder mit Straffalligkeit (§ 1 DVO Abs. 3 zu § 69 SGB XII).

Ziel der Hilfe ist es, die Leitungsberechtigten zur Selbsthilfe zu befahigen, die
Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu erméglichen und die Fihrung eines
menschenwdrdigen Lebens zu sichern. Die Hilfe umfasst insbesondere Beratung
und personliche Unterstlitzung, aber auch andere Dienst- sowie Geld- und
Sachleistungen, die notwendig sind, um die besonderen sozialen Schwierigkei-
ten nachhaltig abzuwenden, zu beseitigen, zu mildern oder ihre Verschlimme-
rung zu verhindern (§ 2 DVO zu § 69 SGB XI).

Die Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten ist zu gewéhren,
wenn der Bedarf nicht bereits durch andere Leistungen des SGB VI, SGB Xl
oder anderweitig gedeckt wird (interner und genereller Nachrang, 8§ 67 Satz 2
SGB XIlI). Decken andere Leistungen nur einen Teil des Bedarfs, ist die Hilfe nach
8§ 67 ff. SGB XIl im Verbund mit diesen Leistungen zu erbringen.'* Die Trager
der Sozialhilfe sind aufgefordert, mit den beteiligten Stellen zusammenzuarbei-
ten und darauf hinzuwirken, dass sich die Sozialhilfe und ihre Tatigkeiten wirk-
sam erganzen.

Die Hilfe nach §§ 67 ff. SGB Xll ist gegenlber der Hilfe fir junge Volljahrige
nach § 41 SGB VIl nachrangig (§ 10 Abs. 4 Satz 1 SGB VIl bzw. § 67 Satz 2
SGB XIl). Fur junge Erwachsene bis zur Vollendung des 21. Lebensjahrs kann
eine Hilfe nach §§ 67 ff. SGB XIl deshalb in der Regel nur dann in Betracht
kommen, wenn der junge Mensch die Inanspruchnahme einer Hilfe nach § 41
SGB VIl ablehnt oder nicht in einem zumutbaren Umfang bereit ist, an ihrer
Durchfiihrung mitzuwirken (siehe oben Abschnitt , Hilfe fur junge Volljahrige™).
In diesem Falle sind seitens der Sozialhilfe zunachst MaBnahmen erforderlich,
um die Bereitschaft des jungen Menschen zu wecken und zu férdern, die vor-
rangige Hilfe fur junge Volljahrige in Anspruch zu nehmen. Dabei ist mit dem
offentlichen Trager der Kinder- und Jugendhilfe zusammenzuwirken (§ 2 Abs. 3
Satz 3 der DVO zu § 69 SGB Xll). Wird ein Hilfebedarf erst nach Vollendung des
21. Lebensjahrs bekannt, ist bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen in
jedem Falle Hilfe nach §§ 67 ff. SGB XIl zu gewahren.

14 Siehe hierzu: Leistungsberechtigte in besonderen sozialen Schwierigkeiten bedarfsdeckend unterstiitzen. Empfehlungen
des Deutschen Vereins zur Anwendung der Hilfe nach §§ 67 ff. SGB XII, in: NDV 3/2016, S. 111-116.
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3.5 Eingliederungshilfe fiir seelisch behinderte Kinder und Jugendliche,
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und Teilhabe

Bei jungen Menschen in besonderen Problemlagen treten psychische oder Such-
terkrankungen haufiger auf als bei Gleichaltrigen in gesicherten Lebensverhalt-
nissen. Sind sie junger als 18 Jahre alt, haben sie Anspruch auf Eingliederungs-
hilfe fir seelisch behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VI, wenn
ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate
von dem fUr ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht und daher ihre Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft beeintrachtigt ist oder eine solche Beeintrachti-
gung zu erwarten ist (§ 35a Abs. 1 SGB VIII). Die Abweichung der seelischen
Gesundheit (nach § 35a Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII) muss von einer Arztin/einem Arzt
far Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, einer/eines Kinder- und
Jugendpsychotherapeutin/-therapeuten oder einer/eines auf dem Gebiet seeli-
scher Stérungen bei Kindern und Jugendlichen besonders erfahrenen Arztin/
Arztes oder psychologischen Psychotherapeutin/-therapeuten aufgrund einer
Diagnose festgestellt werden (§ 35a Abs. 1a SGB VIII). Die Entscheidung Uber
die geeignete und notwendige Hilfe wird durch das Jugendamt auf der Grund-
lage der arztlichen bzw. psychologischen Stellungnahme und seiner eigenen
Feststellung Uber die Beeintrachtigung der Teilhabe des Jugendlichen (nach
§ 35a Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII) getroffen.™

Junge Erwachsene im Alter von 18 bis unter 27 Jahren, die seelisch behindert
oder von einer solchen Behinderung bedroht sind, haben keinen Anspruch auf
Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII. Fur sie kann aber Hilfe fir junge Voll-
jahrige nach § 41 SGB VIII in Betracht kommen, die nach ihrem Leistungsspek-
trum auch auf die Eingliederungshilfe fir seelisch behinderte Kinder und Ju-
gendliche verweist (§ 41 Abs. 1 SGB VIII). Die Leistungen sind vorrangig gegen-
Uber denen der Eingliederungshilfe nach §§ 53 ff. SGB Xl (§ 10 Abs. 4 Satz 1
und 2 SGB VIII). Ist eine Hilfe far junge Volljahrige nach § 41 SGB VIl nicht
maoglich (beispielsweise, weil der Hilfebedarf erst nach dem 21. Lebensjahr be-
kannt wird), kénnen Leistungen der Eingliederungshilfe fur behinderte Men-
schen nach §§ 53 ff. SGB XlI in Betracht kommen.

Als Leistungen der Eingliederungshilfe fir seelisch behinderte oder von einer
solchen Behinderung bedrohte junge Menschen kénnen alle Leistungen der
Eingliederungshilfe fur behinderte Menschen in Betracht kommen, soweit sie im
Einzelfall geeignet und erforderlich sind (§ 35a Abs. 3 SGB VIII mit Verweis auf
8§ 54, 56 SGB XII, § 41 Abs. 2 mit Verweis auf § 35a Abs. 3 SGB VIII).

Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden von unterschiedlichen Rehabilita-
tionstragern erbracht (§ 6 SGB IX). Die 6ffentlichen Trager der Kinder- und Ju-
gendhilfe kénnen fur Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (§ 5 Nr. 1,
§§ 26 ff. SGB IX), zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 5 Nr. 2, §§ 33 ff. SGB IX) sowie
zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft (§ 5 Nr. 4, §§ 55 ff. SGB IX) als Reha-
bilitationstrager in Betracht kommen (§ 6 Abs. 1 Nr. 6 SGB IX). Aufgrund des
generellen Nachrangs der Leistungen der 6ffentlichen Kinder- und Jugendhilfe zu
Leistungen anderer Leistungstrager mit Ubereinstimmenden Leistungsinhalten
(§ 10 Abs. 1 SGB VIII), werden Leistungen zur medizinischen Rehabilitation jedoch

15 Fir Kinder und Jugendliche mit korperlichen, geistigen oder mit Mehrfachbehinderungen ist der Sozialhilfetrager der
zustandige Leistungstrager.
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vorrangig von den gesetzlichen Krankenkassen erbracht. Die allgemeinen und
besonderen Leistungen der Bundesagentur flr Arbeit zur Teilhabe behinderter
Menschen am Arbeitsleben (8§ 112 ff. SGB Ill) sind gegeniber den Leistungen
nach § 35a SGB VIl vorrangig. Allerdings ist die Kombination verschiedener sich
erganzender Leistungen (beispielsweise medizinischer und padagogischer Leis-
tungen) durch ein Zusammenwirken der Rehabilitationstrager mdglich.

3.6 Ordnungsrechtliche Unterbringung

Fur junge Erwachsene sind ordnungsrechtliche MaBnahmen zur Vermeidung
oder Beseitigung von Obdachlosigkeit zu ergreifen, wenn sie unfreiwillig ob-
dachlos sind (d.h. unfreiwillig auf der StraBe oder in einer Unterkunft leben, die
nicht elementaren Unterkunftsbedarfen entspricht) oder hiervon unmittelbar
bedroht sind (z.B. bei drohender Zwangsraumung) und um eine Notunterbrin-
gung anfragen. Ordnungsrechtliche MaBnahmen zur Vermeidung und Beseiti-
gung von Obdachlosigkeit sind Teil des Polizei- und Ordnungsrechts und unter-
liegen damit landesgesetzlichen Regelungen.

Unfreiwillige Obdachlosigkeit gefahrdet akut Grundrechte und grundrechtlich
geschitzte Lebensgiter. Wer unfreiwillig obdachlos ist, hat deshalb einen An-
spruch auf eine Abwehr der Gefahrdung dieser Rechtsgtter durch eine voriber-
gehende notfallmaBige Unterbringung in einer Notunterkunft. Dieser Anspruch
gilt unabhangig von der Staatsbirgerschaft und dem aufenthaltsrechtlichen
Status der betroffenen Person, solange keine Ausreisepflicht festgesetzt worden
ist. Die ordnungsrechtliche Vermeidung oder Beseitigung von Obdachlosigkeit
geschieht regelmaBig durch den Erlass einer ordnungsrechtlichen bzw. polizei-
rechtlichen Einweisungsverfligung — also einer behordlichen Verwaltungsent-
scheidung. Zustandig ist die Gemeinde als Ordnungsbehoérde oder als Ortspoli-
zeibehorde, in der sich die obdachlose Person aufhalt. Dabei kann die Gemein-
de als Verwaltungstragerin der Orts- und Polizeibehérde die Unterbringung so-
wohl selbst und in eigenen Einrichtungen vornehmen als auch die Erfallung der
ihr zugewiesenen Pflichtaufgabe der Unterbringung von obdachlosen Men-
schen in privatrechtlichen Formen gestalten bzw. regeln lassen.

Allerdings kann eine ordnungsrechtliche Unterbringung keine dauerhafte Lo-
sung darstellen. Sie ist akuten Notfallen vorbehalten und umfasst keine sozial-
rechtliche Beratung, personliche Unterstitzung oder Vermittlung. Wird eine
ordnungsrechtliche Unterbringung notwendig, sollte so schnell wie moglich —
soweit mdglich — auf eine private Losung (z.B. Unterkunft bei Verwandten) oder
auf die Inanspruchnahme einer Hilfe durch einen Sozialleistungstrager (Jugend-
amt, Jobcenter, Sozialamt) hingewirkt werden.
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4. Empfehlungen fiir eine verbesserte Umsetzung der
Hilfen und rechtskreisiibergreifende Kooperation

Die bestehenden bundesgesetzlichen Regelungen Uber soziale Leistungen bie-
ten weitreichende Mdglichkeiten, Angebote fir junge Menschen im Ubergang
in das Erwachsenenalter zu entwickeln und umzusetzen. Allerdings sind diese
Maoglichkeiten auf unterschiedliche Leistungsgesetze verteilt, die mit unter-
schiedlichen behérdlichen Zustandigkeiten, Fachlichkeiten, Verfahrensweisen
und Finanzierungswegen verbunden sind.

Um die hier angesprochenen jungen Erwachsenen zu erreichen, werden deshalb
Arbeits- und Organisationsformen benétigt, die es ermdglichen, in Betracht
kommende Leistungen und MaBnahmen in Abhangigkeit von dem spezifischen
Unterstltzungsbedarf im Einzelfall zusammenzufihren und koordiniert zu er-
bringen.

Die erste Herausforderung besteht dabei bereits darin, Uberhaupt Kenntnis Gber
die Problemlagen der jungen Menschen zu erhalten, einen Zugang zu ihnen
aufzubauen und Informationen Gber vorhandene Angebote fir alle Beteiligten
verflgbar zu machen. Weiterhin ist zu fragen, wie Hilfen kontinuierlich und
zielgerichtet gestaltet werden kénnen. Da regelhafte Angebote fur die hier an-
gesprochenen jungen Menschen haufig allein keine ausreichende Lésung dar-
stellen, mussen oft individuelle Losungen gefunden werden, die eine Koopera-
tion der Leistungstrager erfordern.

Die Ausgangsbedingungen fir eine koordinierte Hilfeerbringung sind in den
Kommunen unterschiedlich. Sie werden nicht nur durch die Problemwahrneh-
mung vor Ort und die bereits bestehenden Formen der Zusammenarbeit be-
stimmt, sondern auch durch die materiellen Ressourcen bei den unterschiedli-
chen Tragern. Dies variiert von Kommune zu Kommune. Dabei ist der Bedarf an
sozialen Integrationsleistungen oftmals in den Kommunen am gréBten, in de-
nen die kommunale Finanzierungsbasis hierfir am ungunstigsten ist. Je enger
die finanziellen Spielrdume sind, desto dringender stellt sich die Aufgabe, Ge-
staltungsspielraume kommunaler Sozialpolitik durch koordiniertes Zusammen-
wirken zu wahren und zu erweitern.

Um eine wirksame Unterstlitzung von jungen Erwachsenen in besonderen Pro-
blemlagen zu erreichen, empfiehlt der Deutsche Verein,

e die bestehenden Dienste, Einrichtungen und Angebote fir junge Menschen
sowie auch individuelle Hilfeverlaufe mit Blick auf mogliche Verbesserungen
der Hilfeerbringung fur den Personenkreis der jungen Erwachsenen zu ana-
lysieren und zu bewerten,

e durch Vereinbarungen und Organisationsentwicklung darauf hinzuwirken,
dass sich ortliche Behorden, Dienste und Einrichtungen zugunsten dieses
Personenkreis zuganglich machen und zusammenwirken,

e in Abhangigkeit von dem 6rtlichen Bedarf spezifische Arbeitsinstrumente
und Angebote zu entwickeln und vorzuhalten, die darauf hinwirken, dass die
jungen Menschen auch in Krisensituationen maglichst umgehend die Hilfen
erhalten, die sie bendtigen, und an die Regelleistungen angebunden werden.
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Dabei ist ein zurlckhaltender und an die Lebenssituation der jungen Men-
schen angepasster Umgang mit Sanktionen geboten.

Gleichrangige Ziele der Hilfen sollen die Existenzsicherung und die psychosozi-
ale Stabilisierung sowie die Befédhigung der jungen Menschen sein, ihre Lebens-
situation eigenstandig zu gestalten.

4.1 Bewertung der Hilfeangebote im Hinblick auf den Hilfebedarf der
jungen Menschen

Der Deutsche Verein empfiehlt, sich in einem ersten Schritt verlassliche Informa-
tionen Uber die jeweils individuellen Lebenssituationen und spezifischen Hilfe-
bedarfe der jungen Erwachsenen in besonderen Problemlagen sowie Uber die
bestehenden o6rtlichen Angebote zu verschaffen. Anhand der Beantwortung
von Fragen wie — Wo suchen die jungen Menschen um Hilfe nach? Kénnen sie
frihzeitig erreicht werden? Welches sind ihre individuellen Problemlagen? Wie
sind die ortlichen Dienste und Angebote hierauf ausgerichtet? Was fihrt dazu,
dass Hilfen gelingen oder misslingen? Welche Personen werden nicht erreicht?
— kédnnen Hinweise fur eine Verbesserung der Hilfen gewonnen werden.

In welchem Umfang und nach welchen Methoden diese Informationen zu be-
schaffen, auszuwerten und aufzubereiten sind, hangt von den Bedingungen in
der einzelnen Kommune ab. Die &rtliche Sozial- und Jugendhilfeplanung kén-
nen notwendige Informationen Uber Zielgruppen, Sozialrdume und die Nutzung
von Angeboten bereitstellen. Diese Informationen sind aber allein nicht ausrei-
chend. Die Vielfaltigkeit des Personenkreises lasst es nicht zu, von einem ein-
heitlichen Hilfebedarf auszugehen. Dariber hinaus ist davon auszugehen, dass
ein GroBteil der jungen Menschen bereits mehrfach Hilfen in Anspruch genom-
men hat. Neben gebiindelten Informationen ber Zielgruppen und Sozialrdume
wird folglich auch ein Wissen auf der Einzelfallebene benétigt.

Um die Umsetzung der Hilfen fir den hier angesprochenen Personenkreis jun-
ger Erwachsener zu verbessern, empfiehlt der Deutsche Verein deshalb, ergan-
zend zu den Arbeitsweisen der Sozial- und der Jugendhilfeplanung in einem
starker individualisierten Vorgehen auch die Organisation der Leistungserbrin-
gung sowie individuelle Hilfeverlaufe in den Blick zu nehmen. Durch Analysen
von anonymisierten Hilfeverlaufen kénnen Griinde fur das Gelingen und Miss-
lingen von Hilfeprozessen erkundet werden. Voraussetzungen fir ein Gelingen
sind die Einhaltung des Datenschutzes sowie eine Kultur des Vertrauens und der
Offenheit, die zulasst, Gber erfolgreiche wie erfolglose Hilfen gleichermaBen zu
sprechen."

Die Analysen kdnnen durch folgende Fragen geleitet werden:

e Mangel oder Licken in der Angebotsstruktur: War das im jeweiligen Einzelfall
erforderliche Hilfeangebot verfiigbar? Gab oder gibt es Licken bei den aktuell
regional verfigbaren Hilfeangeboten? Wurden Hilfen zu frih beendet?

16 Siehe hierzu: Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Reform der Sanktionen im SGB II, in: NDV 7/2013, S. 289-295.

17 Siehe: Unterstiitzung am Ubergang Schule — Beruf. Empfehlungen des Deutschen Vereins fiir eine gelingende Zusammen-
arbeit an den Schnittstellen der Rechtskreise SGB II, SGB Il und SGB VIII, in: NDV 11/2015, S. 545-556, sowie: Bundes-
ministerium flir Arbeit und Soziales (Hrsg.): Arbeitshilfe zum Sozialdatenschutz in Jugendberufsagenturen, Juli 2016.
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e Kooperationsprobleme zwischen beteiligten Organisationen: Gab es in den
einzelnen Fallen Kooperationshindernisse oder mangelnde Abstimmungen
zwischen beteiligten Organisationen, Amtern und freien Tragern, die einer
besseren und individuell angemesseneren Hilfegestaltung im Weg standen?

e Flexibilisierungsprobleme bei der Konstruktion und Ausgestaltung der Hilfen:
Wurden Hilfen angeboten oder gab es zwar Hilfeangebote, die aber nicht
hinreichend flexibel auf den jeweils spezifischen Individuellen Hilfebedarf des
jungen Menschen ausgerichtet waren? Worin lagen die Hindernisse fur eine
flexible Hilfegestaltung?

e Anforderungen an die Mitwirkung des jungen Menschen: Waren die in ei-
nem Hilfeplan festgelegte Hilfeart oder die in einer Eingliederungsvereinba-
rung vereinbarten Leistungen und Pflichten geeignet, um den jungen Men-
schen zu fordern? Wie wurde im Falle von Sanktionen versucht, Kontaktab-
briche zu vermeiden und auf eine Reintegration hinzuwirken?

e Gelingende Hilfeverldufe: Welche Beispiele von gelingenden Hilfeverldufen
auch bei jungen Menschen in schwierigen Lebenssituationen gibt es? Welche
Faktoren haben zum Gelingen beigetragen? Welche Schlussfolgerungen las-
sen sich hieraus ziehen?

Solche fallbezogenen Analysen bieten der Jugendhilfe- und Sozialplanung wie
auch der MaBnahme- und Programmplanung in den Jobcentern und Agenturen
fur Arbeit die Moglichkeit, eventuell vorhandene Licken und Defizite sowohl in
der Angebotsstruktur als auch in den Prozessen der Hilfe- und Leistungsgestal-
tung in den Blick zu nehmen und konkrete Ansatzpunkte zur Verbesserung zu
gewinnen.

4.2 Vereinbarung von Kooperation

Die Unterschiedlichkeit der Lebenssituationen der hier angesprochenen jungen
Erwachsenen schlieBt aus, samtliche Problemlagen durch einen einzigen Dienst
oder eine einzige Methode bearbeiten zu wollen. Vielmehr muss der Vielfaltig-
keit der Problemlagen ein differenziertes, vernetztes und koordiniertes Angebot
an Hilfen gegentberstehen.

Der Deutsche Verein empfiehlt, eine solche Aufgabe nicht durch eine immer
weitere Spezialisierung auf zunehmend kleinere Bedarfsgruppen zu |6sen. Viel-
mehr sollen die bereits vorhandenen Dienste und Angebote soweit wie mdglich
in die Lage versetzt werden, eine gemeinsame Verantwortung zugunsten des
Personenkreises der jungen Erwachsenen wahrzunehmen und auf individuelle
Besonderheiten und Situationen flexibel und fachgerecht einzugehen. Hierzu
kdnnen folgende MaBBnahmen geeignet sein:

e Unter den ortlichen Leistungstragern und Leistungserbringern kann ein Uber-
greifendes Leitbild der ,,Zuganglichkeit” der sozialen Dienste und Einrichtun-
gen und der Zielgerichtetheit der Hilfeerbringung vereinbart werden. Bei
welchem Dienst oder welcher Stelle in einer Kommune auch immer ein jun-
ger Erwachsener vorspricht oder ein entsprechender Notfall bekannt wird,
soll Unterstlitzung angeboten und auf die Annahme hingewirkt werden. Ist

Deutscher Verein
U fiir Sffentliche Seite 21

und private Fiirsorge eV.




die Stelle nicht dazu in der Lage, die Problemlage allein zu bearbeiten, soll
ein hierfr geeigneter Dienst informiert und in die Problembearbeitung ein-
bezogen werden und der junge Mensch ggf. persénlich zu diesem Dienst
begleitet werden. Eine solche Zuganglichkeit entspricht der Lebensrealitat
der jungen Menschen, sich bei der Suche nach Hilfe in Notsituationen weni-
ger an fachlichen oder rechtlichen Zustandigkeiten von Behérden und Diens-
ten zu orientieren als an ihrer Erreichbarkeit, an Erwartungen rascher Unter-
stitzung, personlichem Vertrauen sowie Erfahrungsberichten aus ihrem sozi-
alen Umfeld. Aufsuchende Hilfen erleichtern die Zuganglichkeit der sozialen
Dienste und Einrichtungen.

e Bei einer flexiblen Ausrichtung auf individuelle Bedarfslagen kénnen Schnitt-
stellen gut gestaltet und die Nachteile vermeiden werden, die entstehen,
wenn sich soziale Dienste aufgrund ihrer Spezialisierung voneinander ab-
grenzen. Diese Schnittstellen miissen definiert und Ubergaberegeln miissen
vereinbart werden, um eine Transparenz der Hilfeangebote in einem lokalen
Netzwerk zu gewahrleisten. Fur die beteiligten Trager und fiur die jungen
Menschen muss klar sein, wer welche Leistungen erbringt.

e SchlieBlich braucht es eine Organisationskultur in den beteiligten Behdérden,
Diensten und Einrichtungen, die eine trageribergreifende Zusammenarbeit
beginstigt. Kooperation auf der Arbeitsebene bedeutet Mehraufwand und
sollte deshalb zielgerichtet erfolgen. Hierzu bedarf es der Unterstitzung und
der Ermoéglichung durch die Leitungsebene. Bei den Tragern sollten Voraus-
setzungen daflur geschaffen werden, dass die Fachkrafte ihre Verantwortung
far die Hilfeerbringung nicht allein mit Blick auf ihre fachliche Spezialisierung
und ihre Organisationseinheit, sondern auch mit Blick auf die Unterstitzung
des jungen Menschen in einem tragertbergreifenden Verbund wahrnehmen.
Ein Auftrag ist demnach nicht mit dem Erreichen eines Teilziels, sondern erst
dann erfullt, wenn der junge Mensch bei den Hilfen angekommen ist, die er
bendtigt.

Der Deutsche Verein empfiehlt, Kooperationsbeziehungen in schriftlichen Ver-
einbarungen verbindlich auf ortlicher Ebene zu regeln.'® Die Vereinbarungen
sollen zwischen den Leistungstragern, sozialen Diensten und Einrichtungen so-
wie ehrenamtlichen Initiativen und Vereinen geschlossen werden, die Kontakt
zu den jungen Erwachsenen haben oder haben sollen. Die beteiligten Leistungs-
trager sollten dabei auf der Grundlage der rechtlichen Bestimmungen Uber die
Zusammenarbeit (§§ 86 SGB X, 81 SGB VIII, 18 SGB I, 68 Abs. 3 SGB XlI) ver-
einbaren, dass sie bei der Vorsprache eines jungen Menschen mit einem anzu-
nehmenden (zusatzlichen) Hilfebedarf auBerhalb der eigenen Zustandigkeit den
jeweils anzunehmend zustandigen Leistungstrager benachrichtigen und um ei-
ne Prifung der Anspruchsvoraussetzungen bitten. Ist fir die Bedarfsfeststellung
das Erscheinen des jungen Menschen erforderlich, soll ihn der zuerst aufgesuch-
te Leistungstrager in der Antragstellung unterstitzen. Trifft die Zustandigkeit
des anderen Leistungstrégers zu, ist die Uberleitung der leistungsberechtigten
Person bzw. ggf. der verbundene Einsatz der Hilfen abzustimmen.

18  Siehe hierzu: Unterstiitzung am Ubergang Schule — Beruf. Empfehlungen des Deutschen Vereins fiir eine gelingende

Zusammenarbeit an den Schnittstellen der Rechtskreise SGB II, SGB IIl und SGB VIII, in: NDV 11/2015, S. 545-556, hier
553.
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Mit freien Tragern konnen die Leistungstrager Vereinbarungen Uber die Erbrin-
gung von komplexen Leistungen fir junge Erwachsene in besonderen Problem-
lagen schlieBen (nach §§ 78a SGB VI, 17 Abs. 2 SGB II, 75 ff. SGB XlI). Dabei
ist es moglich, dass mehrere Leistungstrager eine MaBBnahme oder ein Projekt
gemeinsam finanzieren, wenn die hierin zu erbringenden Leistungen als inhalt-
lich abgrenzbare Module beschrieben werden und jeder beteiligte Leistungstra-
ger jeweils nur diejenigen Leistungen finanziert, die in seiner Zustandigkeit lie-
gen.

Entscheidend fUr die gestaltende Wirksamkeit der getroffenen Vereinbarungen
in der Praxis ist ihre Verankerung in der Organisationskultur der beteiligten Ko-
operationspartner. Werden Vereinbarungen zwischen Tragern getroffen, emp-
fiehlt der Deutsche Verein den Kooperationspartnern, diese in regelmaBigen
Abstanden auf ihre Praxistauglichkeit, Wirksamkeit sowie die Notwendigkeit
ihrer Weiterfiihrung, Anpassung oder Uberarbeitung zu tberpriifen und ggf. zu
evaluieren.

4.3 Vernetzung und Optimierung von Unterstiitzungsangeboten

Um junge Erwachsene in besonderen Problemlagen wirksam zu unterstiitzen,
bedarf es spezifischer Arbeitsinstrumente und Verfahren, die darauf hinwirken,
dass im Einzelfall aus den bestehenden Angeboten die richtigen Hilfen bereit-
gestellt werden und der junge Mensch kontinuierlich Gber den Hilfeverlauf be-
gleitet wird. Die Angebote und Verfahren sollen so gestaltet sein, dass mog-
lichst umgehend angemessene Unterstlitzung angeboten und auf eine langfris-
tig tragfahige Losung hingewirkt werden kann. Hierzu gibt der Deutsche Verein
folgende Empfehlungen:

Die Hilfeplanung fur junge Volljdhrige in der Kinder- und Jugendhilfe soll mit
Blick auf die Lebenslagen der jungen Erwachsenen und die Entwicklungsanfor-
derungen in dieser Lebensphase weiter qualifiziert werden. Dem Programm der
Hilfe far junge Volljahrige folgend, ist in den Hilfeplangesprachen mit dem jun-
gen Menschen zu erkunden, inwieweit er der Forderung bedarf, um sich die
Handlungskompetenzen anzueignen, die er fir eine eigenverantwortliche Le-
bensfihrung bendtigt. Weiterhin sind in der Hilfeplanung fur junge Volljahrige
starker als in anderen Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe Hilfebedarfe au-
Berhalb der Kinder- und Jugendhilfe und die Beteiligung anderer Stellen in Be-
tracht zu ziehen. Die notwendige Entwicklungsarbeit wird erleichtert, wenn
Kommunen hierzu Gber ihre Gemeindegrenzen kooperieren und dabei durch
die Landesebene durch geeignete BegleitmaBnahmen unterstitzt werden.

Die zustandigen Leistungstrager sollen geeignete Verfahren vereinbaren, die
darauf hinwirken, dass die Leistungstrager sowohl fallibergreifend als auch auf
der Ebene des Einzelfalls zusammenwirken und MaBnahmen aufeinander ab-
stimmen, wenn dies fur den jungen Menschen forderlich erscheint. Ein erster
Schritt hierzu stellt die regelmaBige Beteiligung in Betracht kommender Leis-
tungstrager an der individuellen Hilfeplanung dar, wenn MaBnahmen auBerhalb
der eigenen Zustandigkeit fir eine wirksame Hilfeerbringung erforderlich er-
scheinen. Diese Mdglichkeit sehen die Hilfeplanung in der Kinder- und Jugend-
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hilfe und der Gesamtplan in der Sozialhilfe ausdricklich vor (§ 36 SGB VIl
Abs. 2 Satz 4, § 68 Abs. 1 Satz 2 SGB XIl i.V.m. § 2 Abs. 3 Verordnungsermach-
tigung zu § 69 SGB XIlI). Das Verfahren fuhrt der fallverantwortliche Leistungs-
trager.

Ein weiterer Schritt stellt die Ermdglichung einer organisationstibergreifenden
Planung von MaBnahmen und Unterstitzungsleistungen durch ressort- und
rechtskreisibergreifende Fallkonferenzen dar. Die Etablierung eines solches Ver-
fahrens kann angezeigt sein, wenn Leistungstrager und Leistungserbringer
wiederholt mit jungen Menschen zu tun haben, die Hilfen auf Grundlage unter-
schiedlicher Leistungsgesetze bendtigen oder ganzlich aus dem Hilfesystem
herauszufallen drohen. Die Fallkonferenz bietet dann die Mdglichkeit, weitere
Fachkompetenz einzubeziehen und tragertbergreifende Hilfen zu veranlassen.

Spezifisches Merkmal einer Fallkonferenz ist die Zusammenfihrung von sozialen
Diensten aus unterschiedlichen Leistungsbereichen unter Beteiligung des jun-
gen Menschen mit dem Ziel, eine fach- und tragertbergreifende Lésung anzu-
streben. Uber ihre Einberufung ist im Einzelfall zu entscheiden. Voraussetzung
ist, dass der junge Mensch sein Einverstandnis erklart. Hierzu muss er umfas-
send Uber das Verfahren und die beteiligten Trager informiert und persénlich
beraten werden.' Uber die Ziele der Fallkonferenz und die Rollenverteilung der
Beteiligten muss Klarheit herrschen.

Die weitere Ausgestaltung hangt von den Bedingungen vor Ort ab. So kann der
Kreis der Akteure, die die Einberufung einer Fallkonferenz anfragen kénnen, auf
einen festen Kreis von Berechtigten begrenzt oder offen gestaltet werden. Die
Mitglieder kénnen sich aus einem festen oder einem variablen Kreis von fallver-
antwortlichen Fachkraften und Leitungskraften von offentlichen und freien
Tragern zusammensetzen. Auf Wunsch des jungen Menschen kénnen ggf. auch
persdnliche Bezugspersonen, wie Personen aus dem Freundeskreis oder andere
Begleitpersonen eingeladen werden. Als Ergebnis kann angestrebt werden, ge-
meinsam sachgerechte Lésungen zu finden und zu empfehlen oder verbindliche
Vereinbarungen mit Kostenzusagen zu treffen Uber Hilfen, Handlungsschritte,
Verantwortlichkeiten.

In jedem Fall sollte als Ergebnis der Fallkonferenz eine fallverantwortliche Person
benannt werden, die den jungen Menschen im Hilfeprozess weiter begleitet.
Damit soll sichergestellt werden, dass dem jungen Menschen auch bei einem
Zusammenwirken unterschiedlicher Leistungstrager eine persénliche Bezugs-
person unterstltzend zur Seite steht. Da die Teilnahme an einer Fallkonferenz
freiwillig ist, kann die Nichteinhaltung von dort getroffenen Vereinbarungen
durch den jungen Menschen nicht durch Sanktionen belegt werden.

Veranderungen im Hilfebedarf oder im Inanspruchnahmeverhalten und in der
Mitwirkungsbereitschaft sowie Erreichen von Altersgrenzen (Volljahrigkeit, 21
Jahre, 25 Jahre, 27 Jahre) kénnen die Beendigung von Hilfen und den Ubergang
in eine andere Hilfeart erforderlich machen. Der Deutsche Verein spricht sich
mn werden personliche Daten erhoben, genutzt und zwischen den beteiligten Tragern Ubermittelt. Dies

ist rechtlich zulassig, wenn die Belange des Sozialdatenschutzes unter dem Aspekt der Erforderlichkeit und der Zweck-

bindung, der Erhebung der Daten bei dem Betroffenen sowie der Datentibermittlung (§8§ 67a, 67b SGB X) durchgdngig

eingehalten werden. Hierzu muss der junge Mensch im Einzelfall umfassend informiert werden und einwilligen. Eine
Einwilligung in die Ubermittlung von Daten ist nur wirksam, wenn sie aus freier Entscheidung erfolgt.
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dafur aus, dass Hilfen fir junge Menschen nicht ohne eine Anschlussperspekti-
ve fur eine EinmUndung in gesicherte Lebensverhéltnisse oder eine andere ge-
eignete Hilfe beendet werden. Ubergéange von einer Hilfe in eine andere sollen
mit dem jungen Menschen und mit dem Ubernehmenden Trager vorbereitet
werden. Vereinbarungen zwischen Trdagern stellen ein geeignetes Instrument
dar, um Ubergange zwischen Hilfearten zu strukturieren, fir die jungen Men-
schen verlasslich zu gestalten und dabei Arbeitsaufwand zu reduzieren.

Eskalierende Konflikte in der Familie oder Partnerschaft, Uberstlrzter Auszug
oder Flucht aus dem Elternhaus oder der eigenen Wohnung, Rdumungsklagen
aufgrund von Mietschulden oder mietwidrigem Verhalten, die Entlassung aus
einer Einrichtung oder Haft stellen typische Ausléser dar, in denen junge Er-
wachsene in Wohnungsnot und Wohnungslosigkeit geraten. Die kommunalen
Notunterkinfte nach Ordnungsrecht und Einrichtungen der Wohnungslosenhil-
fe stellen in solchen Situationen fir junge Menschen in der Regel keine geeig-
nete Hilfe dar, um eine soziale Reintegration zu erreichen. In Abhdngigkeit von
den ortlichen Bedingungen soll deshalb eine begrenzte Anzahl von Platzen fur
ein voribergehendes Wohnen in Not- und Krisenfallen vorgehalten werden, die
sich gezielt an junge Erwachsene in Notlagen richten und im Notfall eine zeit-
nahe Versorgung sicherstellen. Die Unterkliinfte sollen eine soziale Betreuung
anbieten oder vermitteln. Sie sollen nur zeitlich befristet genutzt werden, um in
Akutfallen die Annahme von weitergehenden Hilfen sowie einen Ubergang in
ein eigenstandiges oder betreutes Wohnen oder, soweit noch méglich und ge-
eignet, die Rickkehr in die vorherige Wohnung vorzubereiten und sicherzustel-
len. Im Vorfeld sind alle Mdglichkeiten auszuschépfen, den Wohnraum zu er-
halten oder eine alternative Lésung herbeizufihren und Wohnungslosigkeit zu
vermeiden. Wirksam sind dabei gut vernetzte, kooperative Hilfesysteme.

Soweit die jungen Erwachsenen noch Kontakt zu einer allgemein- oder berufs-
bildenden Schule haben, kann auch die Schulsozialarbeit?® ein geeignetes An-
gebot darstellen, um diesen Personenkreis anzusprechen und erforderliche Hil-
fen anzubieten. Schulsozialarbeit kann Jugendliche niedrigschwellig und Gber
einen langeren Zeitraum erreichen. Durch ihre Lotsenfunktion kann sie den Ju-
gendlichen zudem Angebote zu den oben genannten Leistungen der Kinder-
und Jugendbhilfe vermitteln. Als praventiver Hilfeansatz wirkt Schulsozialarbeit
darauf hin, dass individuelle oder soziale Problemlagen im Ubergang in das Er-
wachsenenalter frihzeitig erkannt und vermieden werden.

4.4 Jugendberufsagenturen

Der Begriff , Jugendberufsagentur” steht als Ubergreifender Sammelbegriff fur
ortlich unterschiedlich ausgestaltete Formen der Zusammenarbeit von Sozialleis-
tungstragern, deren gemeinsames Ziel es ist, Leistungen und Angebote nach
dem SGB II, SGB Il und SGB VIII sowie der Schulen fur junge Menschen am
Ubergang von der Schule in die Arbeitswelt zu bindeln.2' Die Kooperation ist

20 Zur fachlichen Verortung und rechtlichen Zuordnung der Schulsozialarbeit siehe das Diskussionspapier des Deutschen
Vereins zur Entwicklung und Verortung der Schulsozialarbeit, in: NDV 1/2015, S. 7-6.

21 Unterstiitzung am Ubergang Schule — Beruf. Empfehlungen des Deutschen Vereins fiir eine gelingende Zusammenarbeit
an den Schnittstellen der Rechtskreise SGB II, SGB IIl und SGB VIII, in: NDV 11/2015, S. 545-556.
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offen fir lokale Akteure. Beteiligte Akteure sind die Agenturen fir Arbeit, die
Jobcenter und die Kommunen als ¢ffentliche Trager der Kinder- und Jugendhil-
fe. Auch die Schulen sollten verbindlich einbezogen werden. Die Jugendberufs-
agenturen setzen unterschiedliche Schwerpunkte. Viele Jugendberufsagenturen
richten sich schwerpunktmaBig an besonders forderungsbeddrftige junge Men-
schen. Andere Kooperationen wenden sich an alle arbeitslosen jungen Men-
schen bis unter 25 Jahren, die eine berufliche Ausbildung suchen. Unter dem
Motto ,Kein junger Mensch soll verloren gehen” sollen die Jugendberufsagen-
turen perspektivisch allen jungen Menschen unter 25 Jahren offen stehen. Dies
gelingt umso besser, je enger die Kooperation mit den Schulen gestaltet werden
kann und auch andere soziale Dienste einbezogen werden, die sich an junge
Erwachsene in besonderen Problemlagen richten. Durch die Einbeziehung der
Schulen ist es moglich, die Jugendlichen frihzeitig zu erreichen. Somit stellt die
berufsorientierende Arbeit in den Schulen und die Kooperation mit den Lehre-
rinnen und Lehrern und der Schulsozialarbeit ein wichtiges Fundament dar.

Die Hilfestrukturen fur die hier angesprochenen jungen Erwachsenen in beson-
deren Problemlagen kénnen in den Jugendberufsagenturen weiterentwickelt
werden. Hierzu sollen die spezifischen Unterstlitzungsbedarfe dieses Personen-
kreises in den Jugendberufsagenturen bekannt gemacht werden. Dabei sollen
auch die problematischen Wirkungen eroértert werden, die Sanktionen auf jun-
ge Erwachsene in besonderen Problemlagen austben kénnen, und Lésungen
erdrtert werden, Mitwirkungsfahigkeiten zu starken. Den Jugendberufsagentu-
ren kann dann die Aufgabe zukommen, Leistungen der beruflichen Bildung
einschlieBlich der beruflichen Orientierung und der Berufsberatung fur diesen
Personenkreis zu erschlieBen. Hierzu kénnen die ortlichen Angebote zum Nach-
holen eines Schulabschlusses und zum Erwerb eines beruflichen Abschlusses
systematisch mit Blick auf die individuellen Forderbedarfe der jungen Menschen
gesichtet und bei Licken in den Angeboten MaBnahmen konzipiert und umge-
setzt werden, die geeignet sind, auch diesen Personenkreis zu einem berufli-
chen Abschluss zu fuhren. Dabei sind auch Produktionsschulen und Jugend-
werkstdtten sowie die ErschlieBung von Ausbildungsplatzen zur Berufsausbil-
dung in auBerbetrieblichen Einrichtungen in Betracht zu ziehen.
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Deutscher Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge e.\V.
— seit Uiber 130 Jahren das Forum des Sozialen

Der Deutsche Verein fur 6ffentliche und private Fursorge e.V. ist das gemeinsame
Forum von Kommunen und Wohlfahrtsorganisationen sowie ihrer Einrichtungen,
der Bundeslander, der privatgewerblichen Anbieter sozialer Dienste und von den
Vertretern der Wissenschaft fur alle Bereiche der Sozialen Arbeit, der Sozialpolitik
und des Sozialrechts. Er begleitet und gestaltet durch seine Expertise und Erfah-
rung die Entwicklungen u.a. der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik, der Sozial-
und Altenhilfe, der Grundsicherungssysteme, der Pflege und Rehabilitation. Der
Deutsche Verein wird gefordert aus Mitteln des Bundesministeriums fur Familie,
Senioren, Frauen und Jugend.

Impressum

Herausgeber:

Deutscher Verein fur 6ffentliche und private Flrsorge e.V.
Michael Léher, Vorstand

Michaelkirchstr. 17/18

10179 Berlin

www.deutscher-verein.de

E-Mail info@deutscher-verein.de



	_GoBack
	Zusammenfassung
	1.	Zielsetzung
	2.	Personenkreis
	2.1	Lebensphase junges Erwachsenenalter
	2.2	Besondere Problemlagen
	2.3	Erreichbarkeit

	3.	Rechtliche Grundlagen
	3.1	Kinder- und Jugendhilfe
	3.2	Grundsicherung für Arbeitsuchende
	3.3	Arbeitsförderung
	3.4	Sozialhilfe
	3.5	Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche, Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und Teilhabe
	3.6	Ordnungsrechtliche Unterbringung

	4.	Empfehlungen für eine verbesserte Umsetzung der Hilfen und rechtskreisübergreifende Kooperation
	4.1	Bewertung der Hilfeangebote im Hinblick auf den Hilfebedarf der jungen Menschen
	4.2	Vereinbarung von Kooperation
	4.3	Vernetzung und Optimierung von Unterstützungsangeboten
	4.4	Jugendberufsagenturen


